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1 Veranstaltungsübersicht 

Wann: Dienstag, 27.04.2027, 17:45 Uhr – 20:30 Uhr 

Ort / Format: digital per Zoom 

Teilnehmendenzahl: 180 (schwankend i.L.d. Konferenz) 

Hauptmoderation: Fr. Walz und Fr. Cremer (ARGE LI.BA.ST.) 

Inhaltliche Moderation: Hr. Lehmann (DVR, AG Pfarreienfinanzierung AG Immobilienentwicklung) 

Vortragende:  

Fr. Korbmacher (EBO Recht / kirchenaufsichtl. Genehmigungen): Novelle der Bauordnung 

Hr. Hohmann (EBO Finanzen, Immobilienentwicklung): Immobilienkonzept 

Hr. Wüstling (EBO Pastoral, Pfarreientwicklung): Neue Pfarreienfinanzierung 

2 Ablauf der Veranstaltung 

Zeit Inhalt 

Ab 17:45 Ankommen in der Videokonferenz 

Technik-Test (bei Bedarf) 

18:00 Begrüßung durch die Moderation (ARGE) und einleitende Worte Herr Dr. Lehmann 

18:15 Input: Novelle der Bauordnung und Rückfragen 

18:45 Input: Immobilienkonzept und Rückfragen 

19:15 Input: Pfarreienfinanzierung und Rückfragen 

20:20 Abschluss und Ausblick 

20:30  Ende 

 

3 Einleitung 

Im Rahmen der Veranstaltung wurden die zentralen Inhalte und aktuellen Entwicklungen zu den Themen der 

Bauordnung (Novelle), Immobilienkonzept (Richtlinie) und Pfarreienfinanzierung (Systemänderung) im Erzbistum 

Berlin vorgestellt und erläutert. Ein besonderer Fokus lag auf der Beantwortung von Fragen aus dem 

Teilnehmendenkreis, die im Verlauf der Veranstaltung gesammelt, von der Moderation aufgegriffen und durch die 

Referierenden beantwortet wurden. Die vorliegende Dokumentation fasst diese Fragen und Antworten thematisch 

strukturiert zusammen und dient als ergänzende Orientierung zu den präsentierten Inhalten. Die 

Präsentationsunterlagen werden den Teilnehmenden ebenfalls zur Verfügung gestellt. Offene oder 

weiterführende Fragen können darüber hinaus direkt an das Erzbistum gerichtet werden. 
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4 Fragen und Antworten 

4.1 Novelle der Bauordnung 

1. Frage: 

Was sind bautechnische Prüfungen des Erzbistums? 

Antwort: 

Die sog. „bautechnische Prüfung“ bezieht sich auf die kirchlichen Genehmigungsstufen im 

Planungsverfahren, die in der Bauordnung für die Pfarreien im Erzbistum Berlin festgelegt werden; die 

kircheninternen Verfahrensvorschriften sind nicht zu verwechseln mit den Anforderungen aus dem 

staatlichen Baurecht.Die Beschluss- und Genehmigungsstufen der Bauordnung orientieren sich an 

staatlichen Vorgaben bzw. der HOAI. Grundsätzlich sind im Planungsverfahren für eine Baumaßnahme drei 

kirchenaufsichtliche Genehmigung mit entsprechenden KV-Beschlüssen erforderlich: die 

Planungsgenehmigung, die finanztechnische Genehmigung und die Bauausführungsgenehmigung. Im 

Rahmen der bautechnischen Prüfung vor Erteilung der Bauausführungsgenehmigung sollen alle 

wesentlichen Parameter für die Bauaufgabe und Auftragsvergabe geklärt sein, so über die Definition der 

Bauleistungen hinaus z.B. auch Sicherheitsleistungen bei Beauftragungen, Kostenkontrolle sowie die 

konkrete Durchführung von Baumaßnahmen. Es handelt sich also um alle technischen Abläufe im 

Zusammenhang mit einer Baumaßnahme. 

 

2. Frage:Erhalten alle Anwesenden den aktuellen Entwurf der Bauordnung sowie ein Abkürzungsverzeichnis? 

Antwort: 

Ja, der aktuelle Entwurf der Bauordnung wird den Teilnehmenden im Nachgang zur Verfügung gestellt. 

Ebenso kann ein Abkürzungsverzeichnis beigefügt werden. 

 

3. Frage: 

Sind die genannten Grenzwerte brutto oder netto dargestellt? 

Antwort: 

Die Grenzwerte sind brutto dargestellt. 

 

4. Frage: 

Sind in der Bauordnung Fristen für Anträge, Verfahren und Rückmeldungen des Erzbistums festgelegt? 

Antwort: 

Konkrete Fristen für Bearbeitungszeiten oder Rückmeldungen des Erzbistums sind in der Bauordnung nicht 

festgelegt. Aufgrund der neuen Systematik der Pfarreifinanzierung verändert sich das Verfahren insgesamt. 

Es gibt jedoch eine Frist für die Vorlage der Immobilienkonzepte bis 2029. Diese werden geprüft, sodass sie 

ab 2030 im gesamten Bistum angewendet werden können. Für kirchenaufsichtliche Genehmigungsverfahren 

bestehen derzeit keine expliziten Fristvorgaben. 

4.2 Input zum Immobilienkonzept 

5. Frage: 

Wird es ein Muster für die Immobilienkonzepte geben? 

Antwort: 

Es wird kein festes Muster vorgegeben. Stattdessen gibt es einen Fragenkatalog als Orientierung, der sich 

an vier Hauptperspektiven ausrichtet und Anregungen zur Bewertung der Immobilien gibt. Die konkrete 

Ausgestaltung bleibt den Pfarreien überlassen und kann sehr unterschiedlich ausfallen. Beispiele – etwa von 
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der Pfarrei St. Franziskus – können als Orientierung dienen. Grundlage ist in jedem Fall eine 

Portfolioanalyse, die den Gesamtbestand an Grundstücken und Gebäuden einer Pfarrei erfasst. 

 

6. Frage: 

Gibt es Hinweise zum Beteiligungsprozess und an wen können sich Pfarreien bei Fragen wenden? 

Antwort: 

Pfarreien können sich mit Fragen an die Koordination des Projektteams im Erzbistum wenden. Gemeinsam 

mit der Kirchenorganisationsberatung kann individuell geprüft werden, welche Beteiligungsprozesse sinnvoll 

sind. Es gibt bewusst nur Mindeststandards, da die Ausgestaltung stark von den lokalen Gegebenheiten 

abhängt. Eine Einbindung weiterer Akteure im Sozialraum wird empfohlen. 

 

7. Frage: 

Gibt es eine Vorlage zur Erfassung und Bewertung von Immobilien (z. B. mit Ampelsystem)? 

Antwort: 

Nein, es gibt keine standardisierte Vorlage oder ein festgelegtes Bewertungssystem. 

 

8. Frage: 

Sind alle Immobilien kirchensteuerfinanziert? 

Antwort: 

Nein. Es gibt unterschiedliche Finanzierungsarten. Pastorale und gemeindlich genutzte Flächen werden in 

der Regel durch Kirchensteuern und ergänzend durch Eigenmittel finanziert. Nicht kirchensteuerfinanziert 

sind insbesondere vermietete oder verpachtete Immobilien. 

 

9. Frage: 

Wer entscheidet über Standorte und Immobilien – die Pfarrei oder das Erzbistum? 

Antwort: 

Grundsätzlich liegt die Entscheidung bei den Pfarreien. Allerdings gibt es kirchenaufsichtliche 

Genehmigungsprozesse. In Einzelfällen kann das Erzbistum eine erneute Prüfung anregen, wenn ein 

Standort als besonders bedeutsam eingeschätzt wird. 

 

10. Frage: 

Wie wird mit Kita-Flächen umgegangen, die weder pastoral genutzt noch verpachtet sind? 

Antwort: 

Für Kita-Flächen bestehen in der Regel Nutzungsverträge mit dem Zweckverband Hedi Kitas. Fragen zur 

Finanzierung und Nutzung – insbesondere bei Mischnutzung – müssen im Einzelfall geklärt werden. Hedi 

Kitas sollte bei Planungen und Entwicklungskonzepten möglichst frühzeitig einbezogen werden. 

 

11. Frage: 

Wer regelt Fragen des Denkmalschutzes? 

Antwort: 

Pfarreien sollten sich frühzeitig mit dem Baubereich im Erzbischöflichen Ordinariat abstimmen. Die konkrete 

Unterstützung wird im Einzelfall geklärt. Viele Gebäude unterliegen dem Denkmalschutz oder können 

nachträglich unter Schutz gestellt werden. Es laufen zudem Abstimmungen mit Behörden, um praktikable 

Lösungen für Nutzung und Entwicklung zu finden. 
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12. Frage: 

Gibt es Projektionen zur Entwicklung der Kirchensteuereinnahmen? 

Antwort: 

Eine Gesamtprojektion für das Erzbistum Berlin wird jährlich aktualisiert auf der Vertreterversammlung der 

Kirchenvorstände präsentiert. Eine Projektion der Kirchensteuern je Pfarrei und der ihr perspektivisch 

zufließenden Kirchensteuermittel liegt nicht vor. Diese Frage hängt zudem eng mit der neuen Systematik der 

Pfarreifinanzierung zusammen und wird in diesem Kontext näher behandelt. 

 

13. Frage: 

Gibt es Unterstützung für kreative Nutzungskonzepte von Immobilien? 

Antwort: 

Ja. Kreative und innovative Nutzungskonzepte sind ausdrücklich erwünscht, um Immobilien besser 

auszulasten und auf veränderte Bedürfnisse zu reagieren. Ziel ist nicht der Abbau von Immobilien, sondern 

deren sinnvolle Nutzung im Sinne des kirchlichen Auftrags. Unterstützung und Ansprechpartner werden 

bereitgestellt (z. B. über Programme wie „Kirche im Wandel“). 

4.3 Pfarreienfinanzierung 
14. Frage: 

Wie viel Prozent des Kirchensteueraufkommens sind insgesamt für die Pfarreien vorgesehen? 

Antwort: 

Bisher wurden rund 44 % des Kirchensteueraufkommens direkt oder indirekt für die Pfarreien verwendet. 

Künftig soll dieser Anteil auf 46 % erhöht werden. 

 

15. Frage: 

Wer entscheidet über die Gesamthöhe der Mittel für die Pfarreien? 

Antwort: 

Die Arbeitsgruppe Pfarreienfinanzierung hat hierzu Vorschläge erarbeitet. Die endgültige Entscheidung liegt 

jedoch bei den zuständigen Gremien und der Bistumsleitung. 

 

16. Frage: 

Wem wurden die Berechnungen zur Pfarreienfinanzierung übermittelt? 

Antwort: 

Die individuellen Berechnungen wurden den jeweils zuständigen Kirchenvorständen übermittelt. Außerdem 

wurden sie in der Dienstbesprechung der Leitenden Pfarrer mit den Verwaltungsleitungen vorgestellt und 

besprochen. 

 

17. Frage: 

Wie wird der Zuschuss für die Hedi-Kitas berücksichtigt? Warum gehen die Hedi Kitas zulasten der 

Pfarreianteile? 

Antwort: 

Der Zuschuss des Erzbistums Berlin an Hedi Kitas als Zweckverband der Pfarreien wird als indirekter 

Aufwand für die Aufgabenerfüllung der Pfarreien berücksichtigt, für den ergänzend Kirchensteuermittel 

eingesetzt werden. Katholische Kitas zu betreiben, gehört weiter in die Aufgabensphäre der Pfarreien, auch 

wenn das Aufgabenfeld über die Bildung des Zweckverbandes jetzt zentral organisiert ist. 
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18. Frage: 

Warum werden Hedi Kitas anders bezuschusst als Schulen? 

Antwort: 

Die Hedi-Kitas sind als Zweckverband organisiert. Sie sind ein Zusammenschluss der Pfarreien, die diese 

Aufgabe gemeinsam zentral wahrnehmen. Daher werden sie weiterhin dem Bereich der Pfarreien 

zugeordnet. Schulen als Einrichtungen des Erzbistums Berlin sind anders organisiert und werden daher 

anders betrachtet. 

 

19. Frage: 

Wird es einsehbar sein, welcher Anteil der Personalkosten der Bereich Bau durch die Finanzierung der 

Schulen getragen wird? 

Antwort: 

Eine Veröffentlichung der detaillierten Aufteilung dieser Kosten ist bisher nicht vorgesehen. Die 

Arbeitsgruppe Pfarreifinanzierung hat mit den vom Bereich Finanzen bereitgestellten Gesamtdaten 

gearbeitet und keine Detailbetrachtung einzelner Overhead-Kosten vorgenommen. Stellvertretend auch für 

andere Overheadkostenpositionen kann gesagt werden, dass Personalkosten des Bereichs Bau nur anteilig 

zugerechnet werden, insoweit baufachliche Beratung und bauaufsichtliche Aufgaben im Rahmen der 

Kirchenaufsicht wahrgenommen werden. Personalkosten des Bereichs Bau für Schulbaumaßnahmen und 

andere Bauaufgaben des Erzbistums sind abgegrenzt. 

 

20. Frage: 

Gibt es Projektionen zur Entwicklung der Kirchensteuereinnahmen? 

Antwort: 

Ja, solche Projektionen wurden vom Bereich Finanzen bereits in verschiedenen Versammlungen vorgestellt 

und können im Nachgang erneut zur Verfügung gestellt werden. Die Projektionen zeigen insgesamt deutlich 

rückläufige Entwicklungen. 

 

21. Frage: 

Wurden Finanzierungssysteme außerhalb Deutschlands betrachtet? 

Antwort: 

Nein, der Blick über Deutschland hinaus wurde nicht vertieft. Aufgrund der Besonderheit des deutschen 

Kirchensteuersystems sind internationale Vergleiche nur eingeschränkt aussagekräftig. 

 

22. Frage: 

Was passiert, wenn das Kirchensteueraufkommen sinkt? 

Antwort: 

Sinkt das Kirchensteueraufkommen, sinken grundsätzlich auch die absoluten Zuweisungen, auch wenn der 

prozentuale Anteil gleich bleibt. Mittelfristig wird jedoch geprüft, ob bestimmte Aufgaben aus der 

Kirchensteuerfinanzierung herausgelöst werden können, um Einschnitte bei den Pfarreien zu verringern. 

 

23. Frage: 

Wie hoch ist künftig der Anteil für die Pfarreien am Kirchensteueraufkommen? 

Antwort: 

Der Anteil soll von bisher 44 % auf künftig 46 % erhöht werden. 
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24. Frage: 

Wie hoch sollen die direkten Aufwendungen für die Pfarreien künftig sein? 

Antwort: 

Die direkten Aufwendungen sollen um 20 % erhöht werden, also um rund 2,8 Mio. Euro jährlich auf 

insgesamt rund 17 Mio. Euro. 

 

25. Frage: 

Nach welchen Kriterien werden die direkten Zuweisungen künftig verteilt? 

Antwort: 

Die direkten Zuweisungen sollen künftig nur noch nach zwei „Schlüsseln“ verteilt werden: Anzahl der 

Katholiken und territoriale Fläche der Pfarreien. 

 

26. Frage: 

In welchem Verhältnis werden die Kriterien „Anzahl der Katholiken“ und „territoriale Fläche“ gewichtet? 

Antwort: 

Die Verteilung soll nach aktuellem Stand zu 83 % nach der Anzahl der Katholiken und zu 17 % nach der 

territorialen Fläche der Pfarreien erfolgen. Da im Detail das Pfarreienfinanzierungssystem noch weiter 

ausgearbeitet wird, können sich hier noch Modifikationen ergeben. 

 

27. Frage: 

Warum wurde das Verhältnis 83 zu 17 gewählt? 

Antwort: 

Dieses Verhältnis wurde gewählt, da damit nach Abzug geplanter Einbehalte im Durchschnitt annähernd 

gleich hohe freie Auszahlungsbeträge für Stadt- und Landpfarreien erreicht werden. 

 

28. Frage: 

Werden bisherige Personal- und Sachkostenzuweisungen künftig entfallen? 

Antwort: 

In der bisherigen Form ja. Künftig soll es eine direkte Haushaltszuweisung an die Pfarrei geben. Bei der 

Bemessung sind die bisherigen Bestandteile dem Finanzierungsvolumen nach berücksichtigt worden. Die 

Differenzierungen des Schlüsselzuweisungssystems entfallen jedoch im neuen System mit der 

Haushaltszuweisung. Das System soll dadurch einfacher und transparenter werden. 

 

29. Frage: 

Wird ein Ausgleich zwischen Stadt- und Landpfarreien berücksichtigt? 

Antwort: 

Ja, dieses erfolgt durch den Territorialschlüssel bei der Ermittlung der Haushaltszuweisung. Ziel ist es, 

unterschiedliche Voraussetzungen von Stadt- und Landpfarreien auszugleichen. Dabei spielen insbesondere 

größere Entfernungen und andere Bedarfe im ländlichen Raum eine Rolle. 

 

30. Frage: 

Wird der Durchschnitt absolut oder pro Kopf angeglichen? 

Antwort: 

Der Durchschnitt wurde absolut betrachtet. Nach Abzügen und Einbehalten sollen Stadt- und Landpfarreien 

im Durchschnitt nahezu gleich hohe frei verwendbare Zuweisungen erhalten. 
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31. Frage: 

Wie werden die einbehaltenen Rücklagen verzinst? 

Antwort: 

Die Rücklagen sollen verzinst werden. Die konkrete Höhe bzw. der genaue Bezugszinssatz ist noch nicht 

beschlossen. Die Verzinsung liegt in der Verantwortung der Vermögensverwaltung des Erzbistums. 

 

32. Frage: 

Werden Rücklagen einzelnen Gemeinden oder Gebäuden zugeordnet? 

Antwort: 

Nein. Die Rücklagen werden gesamthaft auf Ebene der Pfarrei betrachtet. Die Pfarrei entscheidet im 

Rahmen ihrer Wirtschafts-, Investitions- und Liquiditätsplanung über die Verwendung für notwendige 

Baumaßnahmen. 

 

33. Frage: 

Wie wird mit refinanziertem Personal umgegangen? 

Antwort: 

Entscheidend ist, dass die Personalkosten in der Wirtschaftsplanung der Pfarreien auskömmlich 

berücksichtigt werden. Gibt es Refinanzierungsquellen außerhalb der Zuweisungen (z.B. bei 

Eigenbetrieben), können diese einbezogen werden. Die Einbehalte sollen sicherstellen, dass Personal 

dauerhaft finanziert werden kann und Pfarreien nicht nachträglich durch hohe Personalkostenrückzahlungen 

in Zahlungsschwierigkeiten kommen. 

 

34. Frage: 

Reichen die vorgesehenen Mittel für die Instandhaltung aus? 

Antwort: 

Die bisherigen Mittel für Instandhaltung von pastoral genutzten Gebäuden wurden in der Vergangenheit nur 

teilweise abgerufen. Durch die neue Rücklagenbildung sollen den Pfarreien Mittel unkomplizierter zur 

Verfügung stehen. Ziel ist es, den bestehenden Instandhaltungsstau bei Kirchen, Pfarr- und 

Gemeindehäusern zu reduzieren und die dauerhaft benötigten Immobilien zu erhalten. Für den 

Gesamtbestand der pastoral genutzten Gebäude werden die Mittel der Bausubstanzerhaltungsrücklage nicht 

ausreichen. Wie schon in der Vergangenheit ist es auch künftig nicht möglich, den gesamten 

Instandsetzungsaufwand aus Kirchensteuern zu finanzieren. Daher wurde der Immobilienprozess aufgesetzt. 

 

35. Frage: 

Wie wird mit Neubauprojekten umgegangen? 

Antwort: 

Bereits zugesagte oder geplante Neubauprojekte sollen durch das neue System nicht gefährdet werden. 

Bestehende Zusagen bleiben erhalten. Künftige Neubauten werden voraussichtlich nur im Zusammenhang 

mit Veränderungen im Immobilienbestand betrachtet, etwa wenn andere Standorte aufgegeben oder Mittel 

frei werden. 

 

36. Frage: 

Gibt es künftig noch Eigenanteile und Zuschüsse für Baumaßnahmen? 
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Antwort: 

Das bisherige Zuschusssystem wird aufgegeben. Die bisherige Unterscheidung zwischen Eigenanteil und 

Zuschuss entfällt. Künftig sind Baumaßnahmen aus der Bausubstanzerhaltungsrücklage der Pfarrei zu 

finanzieren. Die Mittel der Bausubstanzerhaltungsrücklage sind zweckbestimmte Eigenmittel der Pfarrei. 

Ungeachtet dessen ist es sinnvoll zu prüfen, ob für Baumaßnahmen ergänzend weitere Mittel aus Spenden 

eingeworben werden können oder auch freie Rücklagenmittel eingesetzt werden können und sollen. Dieses 

ist von der Pfarrei selbst zu entscheiden. 

 

37. Frage: 

Was passiert bei größeren Baumaßnahmen in der Übergangsphase? 

Antwort: 

Für bereits laufende größere Maßnahmen soll es Übergangsregelungen geben. Der Grundstock, der zum 

01.01.2027 den Pfarreien zur Verfügung gestellt werden soll, wird für aktuell schon genehmigte 

Baumaßnahmen mit Zuschussbewilligung nur soweit für die Maßnahmenfinanzierung herangezogen, dass  

der Pfarrei 30% des Grundstocks der Bausubstanzerhaltungsrücklage für andere Maßnahmen bleiben. 

Übersteigt der zugesagte Zuschuss den einsetzbaren Anteil des Grundstocks von 70%, stellt das Erzbistum 

diesen übersteigenden Betrag als Zuschuss ergänzend zur Verfügung. Die Eigenmittel nach ursprünglicher 

Zuschusszusage sind seitens der Pfarrei weiterhin aus anderen Finanzierungsquellen (freie Rücklagen, 

Spenden) bereitzustellen. 

 

38. Frage: 

Gibt es eine Obergrenze für die Rücklagenbildung? 

Antwort: 

Nein, eine Obergrenze ist nicht vorgesehen. Hintergrund ist, dass langfristig erhebliche Mittel für den Erhalt 

von Immobilien benötigt werden. Pfarreien sollen ihre Immobilien nicht vernachlässigen und später auf 

Zuschüsse des Erzbistums angewiesen sein. 

 

39. Frage: 

Wann endet die Ansparung der Rücklage? 

Antwort: 

Die verpflichtende Ansparung für pastorale Flächen endet grundsätzlich nicht automatisch. Solange 

entsprechende pastoral genutzte Immobilienflächen vorgehalten werden, müssen auch Mittel für deren 

Erhalt eingeplant werden. Wer weniger Rücklagen bilden möchte, kann dies nur durch Reduzierung 

entsprechender pastoraler Flächen erreichen. 

 

40. Frage: 

Bleibt der Betrag von 38 Euro pro Quadratmeter dauerhaft gleich? 

Antwort: 

Nein. Der Betrag soll regelmäßig angepasst werden, voraussichtlich alle drei Jahre. Dabei sollen 

insbesondere Kostenentwicklungen und Baukostenindizes berücksichtigt werden. 

 

41. Frage: 

Was passiert, wenn die Rücklage sehr hoch ist, aber die laufende Liquidität belastet wird? 

Antwort: 

Dann muss die Pfarrei prüfen, ob sie sich den vorhandenen Immobilienbestand dauerhaft leisten kann. 
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Wenn die Finanzierung der pastoralen Flächen im Bestand die pastorale Arbeit finanziell zu stark 

einschränkt, kann eine Reduzierung von Immobilienflächen notwendig werden. 

 

42. Frage: 

Wie funktioniert der Ausgleich zwischen finanzstärkeren und finanzschwächeren Regionen? 

Antwort: 

Der zentrale Ausgleich erfolgt über die Kirchensteuer insgesamt. Es wird nicht danach verteilt, wo lokal 

besonders viel Kirchensteuer gezahlt wird, sondern die Mittel werden bistumsweit gesammelt und nach dem 

neuen Schlüssel wieder an die Pfarreien verteilt. 

 

43. Frage: 

Was passiert mit noch offenen Detailfragen aus dem Chat? 

Antwort: 

Die offenen Fragen werden gesammelt und an die Vortragenden zurückgegeben. Die Beantwortung soll im 

Nachgang erfolgen, entweder über ein FAQ oder über das Protokoll. 

 

44. Frage: 

Gibt es einen Stichtag für die Berechnung von Personalkosten und Immobilienbestand? 

Antwort: 

Diese Frage wurde im Termin nicht abschließend beantwortet.  

Nachtrag: Die Basisdaten für die Haushaltszuweisungen werden jeweils zum 01.10. erhoben für die 

Bemessung der Haushaltszuweisung des darauffolgenden Jahres. Zu diesen Stichtag wird auch 

Personalkosteneinbehalt (voraussichtlicher Personalbestand und -kosten für das kommende Haushaltsjahr) 

sowie anhand der pastoralen Flächen die Zuführung in die Bausubstanzerhaltungsrücklage festgesetzt. 

Nach Abschluss eines Wirtschaftsjahres erfolgt für Personalkosten eine Spitzabrechnung. Differenzen zum 

Einbehalt sind bei geringeren tatsächlichen Personalaufwendungen an die Pfarrei auszuzahlen oder im 

umgekehrten Fall von der Pfarrei zu erstatten. 

 

45. Frage: 

Handelt es sich bei den genannten Beträgen um jährliche Beträge? 

Antwort: 

Ja, die dargestellten Beträge beziehen sich auf jährliche Auszahlungen bzw. jährliche Berechnungen. 

 

46. Frage: 

Können sich die Auszahlungsbeträge durch noch offene Fragen verändern? 

Antwort: 

Ja, in den Modellrechnungen sind die Auszahlungsbeträge vorläufig zur Orientierung ermittelt worden. Es 

kann z.B. noch zu Verschiebungen zwischen direkten und indirekten Anteilen kommen. Das Gesamtvolumen 

soll sich dadurch jedoch nicht ändern. Auswirkungen auf den konkreten Auszahlungsbetrag einer Pfarrei sind 

möglich. 

 

47. Frage: 

Wie werden Gemeindekirchenmusiker in der Finanzierung berücksichtigt? 

Antwort: 

Hierzu laufen noch Überlegungen. Möglich ist, dass Gemeindekirchenmusiker künftig den indirekten 
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Zuweisungen zugeordnet werden, da Kirchenmusik als wesentliches Feld der Pastoral angesehen wird und 

nicht allein von wirtschaftlichen Entscheidungen der Pfarrei abhängig sein soll. 

 

48. Frage: 

Können die Musterberechnungen detaillierter vorgestellt werden? 

Antwort: 

Eine detaillierte Vorstellung einzelner Excel-Berechnungen ist nicht vorgesehen, da dies erfahrungsgemäß 

eher verwirrend ist. Bei Unklarheiten zu den individuell übermittelten Zahlen können die Pfarreien jedoch 

gerne Rückfragen stellen. 

 

49. Frage: 

Was passiert mit Erträgen aus dem Kapital bzw. Anlagevermögen des Erzbistums? 

Antwort: 

Kapitalerträge werden nicht vollständig in die laufende Pfarreienfinanzierung eingerechnet. Sie werden unter 

anderem benötigt für Pensionsrückstellungen, Inflationsausgleich, Schulsanierungen und die 

Anfangsausstattung der Bausubstanzerhaltungsrücklage. 

 

50. Frage: 

Wie werden klimaneutrale Sanierungen berücksichtigt? 

Antwort: 

Das Thema ist noch nicht abschließend geklärt. Es gibt Überlegungen zu einem Klimaschutzfonds, jedoch 

sind hierzu noch keine Beschlüsse gefasst. Ziel ist es, Klimaschutzziele zu berücksichtigen, ohne das neue 

Finanzierungssystem durch zusätzliche Genehmigungsverfahren zu überlasten. 

 

51. Frage: 

Wie werden muttersprachliche Gemeinden in die Finanzierung einbezogen? 

Antwort: 

Diese Frage ist noch in Klärung. Sie soll in einer folgenden Sitzung weiter beraten und anschließend ggf. in 

das FAQ aufgenommen werden. 

 

52. Frage: 

Wer ermittelt die Unterhaltungskosten einzelner Standorte? 

Antwort: 

Die Ermittlung der Bewirtschaftungskosten liegt bei den Kirchenvorständen bzw. den Pfarreien als 

eigenständigen Körperschaften öffentlichen Rechts. Zentral kann dieses weder geleistet werden noch ist 

dieses im Sinne der Subsidiarität. Für Immobilienkonzepte müssen die Pfarreien Aufwand und Erträge selbst 

erfassen und bewerten. 

 

53. Frage: 

Welche Kosten sollten bei der Bewertung von Immobilien berücksichtigt werden? 

Antwort: 

Neben Rücklagen für Instandhaltung und Instandsetzung, darin die Pflichtrücklagenbildung für pastorale 

Flächen in Höhe von 38 Euro pro Quadratmeter, müssen auch laufende Betriebskosten wie Grundsteuern, 

Heizung, Energie und weitere Unterhaltungskosten einbezogen werden. Einen guten Anhaltspunkt, welche 

Positionen zu berücksichtigen sind, gibt die Betriebskostenverordnung (BetrKV). Erst aus einer vollständigen 



 

 

Seite | 12  

 

Übersicht ergibt sich eine realistische Einschätzung, welchen finanziellen Aufwand ein Standort tatsächlich 

verursacht. 

 

4.4 Abschluss & Ausblick 

Zum Abschluss der Veranstaltung wurden die nächsten Schritte sowie die Zielsetzung des Gesamtprozesses 

zusammengefasst: 

• Die Bauordnung steht kurz vor dem Abschluss und wird nach finaler Abstimmung zur Verfügung gestellt.  

• Auch die Finanz-, Wirtschafts- und Vermögensordnung sowie die Richtlinie zur 

Haushaltszuweisung befinden sich in der finalen Bearbeitung, müssen allerdings noch in inhaltlichen 

Details aufeinander abgestimmt werden.  

• Alle Regelwerke werden nach den schon zurückliegenden umfänglichen Abstimmungsprozessen aktuell 

in die zuständigen Gremien (u. a. DVR) eingebracht, um letzte Rückmeldungen einzuholen und ggf. noch 

Anpassungen vorzunehmen.  

Ziel ist es, das neue System der Pfarreienfinanzierung zum 01.01.2027 einzuführen. Dafür müssen die 

grundlegenden Entscheidungen bereits bis zum Sommer getroffen werden, damit die organisatorische und 

technische Umsetzung (inkl. IT-Anpassungen) rechtzeitig erfolgen kann. 

Parallel arbeitet die zuständige Arbeitsgruppe weiter an offenen Fragestellungen. Unterstützend stehen den 

Pfarreien bereits jetzt verschiedene Beratungs- und Unterstützungsangebote zur Verfügung, insbesondere im 

Bereich Immobilien und Pastoral. Pfarreien werden ausdrücklich ermutigt, diese Angebote aktiv zu nutzen. 

Nachtrag: 

Für Rückmeldungen und Fragen wenden Sie sich bitte per Mail an folgende Stellen 

• Pfarreienfinanzierung: AG Pfarreienfinanzierung, 

Herrn Oliver Wüstling  

oliver.wuestling@erzbistumberlin.de 

• Bauordnung: Justiziariat 

Frau Birgitt Korbmacher 

Recht@erzbistumberlin.de 

• Immobilienkonzept: Koordination der Prozessgruppe Immobilienentwicklung Pfarreien 

Herrn Luder Hohmann 

immobilienentwicklung@erzbistumberlin.de 

• Pastorale Unterstützung Bereich Pastoral Pfarreientwicklung 

Immobilienentwicklung verschiedene Ansprechpartner/-innen: 

 https://www.erzbistumberlin.de/wir-sind/immobilien/pastorale-begleitung/ 

 

Inhaltlich wurde betont, dass das neue Finanzierungsmodell eine Chance zur aktiven Gestaltung vor Ort bietet. 

Trotz rückläufiger Kirchensteuereinnahmen eröffnet es Möglichkeiten, Ressourcen bewusster einzusetzen, 

Immobilien strategisch zu nutzen und Schwerpunkte neu zu setzen. 

Abschließend wurde hervorgehoben: 

mailto:oliver.wuestling@erzbistumberlin.de
mailto:Recht@erzbistumberlin.de
mailto:immobilienentwicklung@erzbistumberlin.de
https://www.erzbistumberlin.de/wir-sind/immobilien/pastorale-begleitung/
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• Der Prozess ist noch nicht vollständig abgeschlossen und wird weiterentwickelt.  

• Rückmeldungen aus den Pfarreien sind ausdrücklich erwünscht.  

• Ziel ist eine langfristig stabile und zukunftsfähige Finanzstruktur, die Handlungsspielräume vor Ort 

stärkt. 

 


